
D
ieEntscheidung fälltvor lee-
ren Rängen. Als ginge das,
was hier beschlossen wird,
niemandenetwas an. Amts-
gericht Berlin-Charlotten-

burg, Saal 126,kurzvorderMittagspause.
Richterin Silke Kullmann, eine junge
Frau, freundlicheFragetechnik,verständ-
licherBlick,diktiert ihrenBeschlussüber
dievielleichtwichtigsteZahl,dieesdieser
TageaufdemheißgelaufenenWohnungs-
markt gibt: „DasGericht gehtderzeit da-
vonaus,dassderhier streitgegenständli-
cheMietspiegel nicht nach anerkannten
wissenschaftlichenGrundsätzenerstellt
wurde.“Mit anderenWorten: Der quali-
fizierteMietspiegelBerlinshat fürdiesen
Fall keine Gültigkeit mehr. Es ist der 10.
November. Ein Montag. Und es ist wohl
das Ende des Mietfriedens in Deutsch-
land.
Denn was die Amtsrichterin hier im

Einzelfall entscheidet, betrifft auch die
rund 50 Millionen anderen Mieter in
Deutschland:Die Berliner Statistik gilt als
die bestederRepublik, istVorbild fürvie-
le andereMietspiegel zwischenHamburg
und München. Die Zahlen geben Aus-
kunft überdie ortsüblichenKosten in ei-
nem Kiez, sind Kompass für Mieter wie
Vermieter. Der sogenannte qualifizierte
Mietspiegel schlichtet sogar Streit und
verhindert Prozesse.VorGericht zählt er
als Beweis. In diesem Jahr soll er in Me-
tropolen gar zur Grundlage der Miet-
preisbremse werden, die Bundesjustiz-
minister Heiko Maas (SPD) gerade auf
denWeg bringt.
„OhnequalifiziertenMietspiegel droht

unserenGerichtendasChaos“, schimpft
Dieter Blümmel vom vermieternahen
Grundeigentum-Verlag.Wenn schonder
wegweisende Berliner Mietspiegel vor
Gericht scheitere, fragt er, was sei dann
erstmit demHamburger, demFrankfur-
ter, dem Münchner? ReinerWild, Chef
des Berliner Mietervereins, sagt: „Wer
künftig einen Streit über seineMiethöhe
führt und weder Mieterverein noch
Rechtsschutzversicherung hat, kann
gleich die Karten legen.“
Mit ihremBeschluss legtRichterinKull-

manneine Schwachstelle imGesetz frei,
die es seit Jahren gibt –unddiedie Politik
dochnicht beseitigenwill. Dennnirgend-
wo steht geschrieben,wasdasüberhaupt
ist: ein qualifizierter Mietspiegel.
Seit 1974 istdas Instrument inDeutsch-

land erprobt. Nach dem Krieg waren
Wohnungen knapp. In den Sechzigern
explodiertendieMietpreise. Schließlich
erließ die Regierung das „Wohnraum-
kündigungsschutzgesetz“, umder Situa-
tion Herr zu werden. Mieterhöhungen
sollten sich künftig an der ortsüblichen
Vergleichsmiete orientieren. Doch der
schwammigeBegriff ließRichterverzwei-
feln, sie klagten über eine „unlösbare
Aufgabe“. So wurde der Mietspiegel er-
funden: Mieter- undVermietervertreter
sollten sichvonnunan aufeine angemes-
seneOrtsmiete einigen. Bis heute gibt es
mehr als fünfhundert solcher „einfacher
Mietspiegel“ in deutschen Städten.
Ulf Börstinghaus, selbst Richter und

Vorsitzender des Deutschen Mietge-
richtstags, sprichtvom„Beaujolais“-Miet-
spiegel. „Hier treffen sich der örtliche
Mieterverein mit dem örtlichen Grund-
besitzer und besprechen bei einemGlas
Rotwein inder Pizzeria,wasdenn so an-
gemessen ist“, sagt er.
Oft geht das gut,wenndieWohnungs-

not nicht groß und die Zahl der Streitig-
keiten klein ist. Doch gerade in großen
Städten reichteder einfacheMietspiegel

den Gerichten schon bald nicht mehr.
2001 führte die rot-grüne Regierung bei
der großen Mietreform deshalb den
„qualifizierten Mietspiegel“ ein. Im Ge-
gensatz zum einfachen muss dieser auf
empirischen Daten beruhen und alle
zwei Jahre aktualisiert werden – er darf
nur dieMietpreise dervergangenenvier
Jahre berücksichtigen. Dafür gilt er den
Gerichten automatisch als Beweismittel.
Es sollten die neuen Grundmauern des
deutschen Mietrechts sein.
Doch diese Mauern wackeln von An-

fang an.Was „qualifiziert“ bedeutet, ha-
ben die Politiker nicht festgeschrieben.
Stattdessen finden sich allerhand
schwammige Formulierungen, die den
Bundesländernviel Spielraumzur Inter-
pretation lassen –unddenGerichtenviel
Ärger bereiten. Im BürgerlichenGesetz-
buch istderMietspiegel zwar ineinemei-
genen Paragrafen geregelt, Nummer

558d.WelchenwissenschaftlichenKrite-
rien er zugrunde liegt, hat derGesetzge-
ber jedochnie ausgeführt. AucheineVer-
ordnung,wie genauein solcherMietspie-
gel zu erstellen ist, fehlt bis heute.
Theoretisch hätte es also bei jedem

der jährlich rund 300000 Mietpreisge-
fechte in Deutschland zu einemGrund-
satzstreit kommen können. Praktisch
aber begann das Ende des Mietspiegels
vorvielen Jahren– als BurkhardRauchei-
nesTages dieMietevon Peter Borggreve
erhöhenwollte.
Die beiden sind ein ungleiches Duo.

Vielleicht harmonieren sie deshalb so
prächtig. Seitder Jahrtausendwende spie-
len sie zusammen in einer Band, den
„FunkyMen“. Borggreve,politisch, links,
Hausbesetzer, spielt Saxophon. Rauch,
unpolitisch, konservativ, wohlhabend,
zupft den Bass. Die „FunkyMen“ treffen
sich zweimal die Woche zum Üben im
Keller eines besetzten Hauses in der
Christstraße 42, Berlin-Charlottenburg.

E
inesAbendsschwärmtBorggreve
von den Häusern in der benach-
barten Seelingstraße. Er hat ge-
hört, dass die Stadt die beiden

Altbauten gerne loswerden würde. Es
sindheruntergewirtschafteteBuden,be-
heizt mit Kohleöfen, der Putz bröckelt.
DieStadtverlangtnur500EuroproQua-
dratmeter.BorggrevewitterteineChance,
hatkeinGeld,aberKontakte.SeinKompa-
gnon Rauch ist Rechtsanwalt, hat das
Geld, aberkeinenDraht indiePolitik.An
diesemAbendwerdenausdenFreunden
Geschäftspartner.RauchkauftdenGroß-
teil derWohnungen im Haus. Borggreve
übernimmt die Bauleitung. Zum Dank
verspricht ihm Rauch eine derWohnun-
gen zu einer günstigen Miete.

Rund 300000Mietstreitigkeiten
verhandeln deutsche Gerichte jedes Jahr.
Bislang half ihnen oft der Mietspiegel, ein
gerechtes Urteil zu fällen. Doch nun gibt es
Zweifel an diesem Instrument. Dadurch
droht auch der neuen Mietpreisbremse
der Bundesregierung Ärger.
Von Massimo Bognanni und Simon Book

Häuserkam
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Der Mietspiegelwirkt, als hätten
ihn Laien erstellt. Daswürde ich
keinemmeiner Studenten als
Bachelorarbeit durchgehen
lassen.
Walter Krämer
Statistikprofessor an der TU Dortmund und Gutachter für
den Berliner Mietspiegel
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Das Bundesverfassungsgericht bezeich-
nete ihn2013alsMaßderDinge.Auch im
FallRauchgegenBorggrevewarerbei al-
len bisherigenVerfahren gültig.
Im Februar 2013 heckt Burkhard

Rauch in seiner Kanzlei unweit des Kur-
fürstendamms einen Plan aus. Er
schreibtdenBorggreves,willwiederein-
mal die Miete erhöhen. Fast 950 Euro
verlangt er jetztvonder Familie. DerAn-
walt rechnet mit Widerspruch, den
brauchter,umvorGericht ziehenzukön-
nen. Er hat beschlossen, diesesMal aufs
Ganze zu gehen, will nicht gegen seine
Mieter klagen, sondern gegen denMiet-
spiegel. Die Borggreves enttäuschen ihn
nicht.
Rund eine halbe Million Euro gibt al-

lein das Land Berlin alle zwei Jahre aus,
um einen aktuellen Mietspiegel zu ha-
ben.DerAuftragwirdeuropaweit ausge-
schrieben,das Pflichtenheft schreibtdie
„ArbeitsgruppeMietspiegel“, inder sich
bis zu zwölfVertreter allerBeteiligtenver-
sammeln:Mieter-undVermieterverbän-
de, ein Statistiker, einRichter, einDaten-
schützer, ein Senatsvertreter. Auch der
Berliner Grundeigentum-Verlag war an
allen jeerstelltenqualifiziertenMietspie-
gelnderHauptstadt beteiligt.Geschäfts-
führer Dieter Blümmel sagt: „Der Berli-
ner Mietspiegel ist der beste Deutsch-
lands.“
Viele Experten sehen das genauso.

Die Arbeitsgruppe Mietspiegel mache

ihren Job ausgezeichnet. Sie definiert die
Kriterien, nachdenenderMietspiegel er-
stelltwird. Sie legt fest,wie die Ergebnis-
se ausgewertet werden. Und sie legt
schließlich fest,welches private Institut
die Daten für den Berliner Mietspiegel
sammelt.
In einer Hamburger Altbau-Villa resi-

diert der Mann, der den Zuschlag für
den Mietspiegel 2013 bekam: Michael
Clar, studierter Soziologe,Chef der„For-
schung und Beratung für Wohnen Im-
mobilienUmweltGmbH“. Er hat alles im
Angebot:Von Fragebögenper Postwurf-
schreiben bis hin zu Face-to-Face-Inter-
views, indenen sich seineMitarbeiter an
der Tür den Mietvertrag zeigen lassen –
ganz nach Zahlungsbereitschaft der
kommunalen Kunden.

V
iele Städte setzen auf günstige
Lösungen: auf Fragebögen, die
per Post an die Haushalte ge-
schicktwerden.DerRücklauf ist

miserabel–unddieAngaben sind schwer
zu überprüfen. Ganz anders Berlin. Die
Hauptstadt hat sich das Premium-Paket
gegönnt. 74 InterviewerhatClardort los-
geschickt, Studenten,Rentner, Alleiner-
ziehende. Nach einem Zufallsprinzip
wurdendieHaushalte ausgewählt, insge-
samtmachten 5144Berliner beidenGe-
sprächenmit.Hinzukommen 10 091Da-
tenvonVermietern,meist größereWoh-
nungsbaugesellschaften.
DochderWeg istmühsam. „Niemand

muss uns antworten. Bei jeder Anfrage
sindwirverpflichtet, mehrfach zu beto-
nen, dass die Umfrage auf Freiwilligkeit
beruht“, sagt Clar. Viele Türen knallen
dannwieder zu. DieQualität der angege-
benen Daten werde stichprobenartig
kontrolliert. Für eineGarantie der Rich-
tigkeit der Angaben – und damit des
Mietspiegels – ist das nicht genug. Bisher
störtedas niemanden.Clar sagt: „Grund-
vertrauen ist immerwichtig.“
BurkhardRauchhatdasVertrauenver-

loren. DerMietrechtsanwalt zweifelt am
BerlinerMietspiegel –unddiesen Zweifel
hat er zuGericht getragen. Auf 41 Seiten
führt Rauch aus, warum der Berliner
Mietspiegel unhaltbar sei.Vor allem die
Einteilung in drei Lagen (einfach,mittel
und gut) erscheint demVermieter nicht
sinnvoll: „So werden Wohnungen in
mittleren Stadtrandlagen in einen Topf
geworfen mit Wohnungen in mittlerer
Lage im Stadtzentrum, obwohl dort ein
ganz anderes Mietniveau herrscht“,
schreibt Rauch. Später bezeichnet erden
Mietspiegel als „zusammengezimmert“.
ImAmtsgericht Berlin-Charlottenburg

findet RauchGehör. Richterin Kullmann
bestellt sogar einenGutachter: Professor
Walter Krämer – Statistiker an der TU
Dortmund, Träger der Medaille der
DeutschenArbeitsgemeinschaft Statistik
fürVerdienste um seine Profession – soll
das Berliner Zahlenwerk untersuchen.
An einem Spätsommertag imvergan-

genen Jahr stehtWalter Krämer also läs-
sig imGerichtssaal 126. Der Hauptstadt-
Mietspiegel, dieses Musterbeispiel für
ganz Deutschland, ist in seinen Augen
vor allem eines: statistisch grob falsch.
„Der Mietspiegel wirkt, als hätten ihn
Laien erstellt. Das würde ich keinem
meiner Studenten als Bachelorarbeit
durchgehen lassen“, erklärt er. Die Stich-
probe: zu gering. Die Auswahl der Be-
fragten: falsch. Die EinteilungderWohn-
lagen: zu undifferenziert. Krämer sagt:
„Der Mietspiegel ist Schlamperei.“

pf
Anwalt Burkhard Rauch
in seiner Kanzlei: Er
zweifelte den Mietspiegel
vor Gericht an.
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Statistiker Walter
Krämer vor seinem
Haus in Steinhude:
Den Berliner
Mietspiegel hält er
für „Schlamperei“.

Am1. Juni 2002ziehenPeterundHeike
Borggreve in ihre neue Wohnung. Ein
schlichterAltbau, gefliestesTreppenhaus,
langer Flur, 130 Quadratmeter, zwei Bä-
der. Vermieter und Band-Partner Rauch
verlangtvon Borggreve knapp 490 Euro
kalt. Einpaar Jahre später kommtdieers-
te Mieterhöhung. Die „Funky Men“ ha-
ben sich inzwischen aufgelöst. Auch zwi-
schen Peter Borggreve und Burkhard
Rauch tauchen erste Dissonanzen auf.
Rauch sieht Borggreves Job als Bauleiter
inzwischen „abgegolten“. Ab jetzt, be-
schließt Rauch, verlangt er immer das,
was der Mietspiegel ausweist. Alle zwei
Jahreerhöhter.Alle zwei Jahrewiderspre-
chendie Borggreves.Und alle zwei Jahre
treffen sie sichvorGericht,umeinenVer-
gleich zu schließen.

H
underttausende Fälle solcher
Mietstreitigkeiten landen jähr-
lich vor deutschen Gerichten.
Von knapp 81 Millionen Bun-

desbürgernwohnen50MillionenzurMie-
te, fast 24MillionenMietwohnungengibt
es inderBundesrepublik. 14Millionenda-
vonwerdenvon Kleinanbietern und Pri-
vatleutenangeboten.ZehnMillionensind
im Portfolio von gewerblichen Immobi-
liengesellschaften.Manzofft sichüberBe-
triebskosten,Schönheitsreparaturen,na-
türlichüberdieMiethöhe. InGroßstädten
orientieren sich die Gerichte dabei nor-
malerweiseamqualifiziertenMietspiegel. Fortsetzung auf Seite 34
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Fortsetzung von Seite 33

Richterin Kullmann will es genauer
wissen. Die Zahl der befragten Haushal-
te, sagt Krämer, die sogenannteGrund-
gesamtheit, sei viel zu gering.Über eine
Million frei finanzierte Mietwohnungen
gebe es in der Hauptstadt, über hun-
derttausend seien angeschriebenwor-
den, in den Mietspiegel flossen am En-
de nur Datenvon rund 15.000Wohnun-
gen: weniger als ein Prozent. Er habe
„beträchtliche Zweifel hinsichtlich der
Repräsentativität.“ Und nicht nur der
geringe Rücklauf,vor allemdie Auswahl
ärgere ihn. „Wer antwortet denn da auf
so einen Brief? Das ist doch eher der
Rentner, der seit Jahren in seinerWoh-
nungwohnt, als der Jungmanager, der
oft umzieht und allein schon deshalb
viel mehr Miete zahlt.“

K
rämer nennt sein Gutachten
„flott geschrieben“. DieGegen-
seite nennt es „hingerotzt“.Vie-
le in der Mietrechtsszene hal-

tendenProfessor für einenWichtigtuer,
der sichdenKonsequenzen seinesHan-
delns nicht bewusst sei.
Doch das Amtsgericht Charlotten-

burg muss Fakten bewerten, keine Ge-
fühle. Und so bekommt die Bundesre-
gierung an diesem 10. November ein
Problem.
Am selben Tag nämlich verschickt

Bundesjustizminister HeikoMaas (SPD)
seinen Gesetzentwurf zur Mietpreis-
bremse. Darin schreibt er: in prosperie-
renden Städten stiegen „die Mieten bei
der Wiedervermietung von Bestands-
wohnungen derzeit stark an und liegen
teilweise in erheblichemMaß über der
ortsüblichen Vergleichsmiete.“ Diese
Entwicklung führe dazu, dass „inzwi-
schen auch Durchschnittsverdiener zu-
nehmend größere Schwierigkeiten ha-
ben, in den betroffenen Gebieten eine
für sie noch bezahlbare Wohnung zu
finden.“ Dem wolle er mit der soge-
nannten Mietpreisbremse begegnen:
„Bei der Wiedervermietung von Be-
standswohnungen darf die zulässige
Miete höchstens auf das Niveau der

Heike und Peter
Borggreve in
ihrer Berliner
Altbauwohnung:
Sie zogen gegen
mehrere Miet-
erhöhungen vor
Gericht.
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Und selbst den Beamten im Justizmi-
nisterium scheint die Mietpreisbremse
ohne gültigen Mietspiegel nicht geheu-
er: Auseinandersetzungen zwischen
denVertragsparteien über die zulässige
Miethöhe bei Mietbeginn würden „vo-
raussichtlich zu einer zusätzlichen, der
Höhe nach nicht prognostizierbaren
Kostenbelastung für Vermieter, Mieter
und Justiz führen“, heißt es im Gesetz-
entwurf des Ressorts.

D
abei gibt esmehrereVorschlä-
ge, wie die Grundmauer des
Mietrechts zu reparieren ist.
Denkbar wäre, dass die Kom-

munen ihre Bürgerverpflichten, bei der
Mietspiegelerhebungmitzumachen,um
einehöhereRücklaufquote zuerreichen
– ähnlichwie beimhöchst unpopulären
Zensus. Möglich wäre auch eine Miet-
preisdatenbank, indie alleVermieter ih-

re aktuellenMieten eintragenmüssen –
so wären tatsächlich alle Mieten in
Deutschland abgebildet. Das jedoch
könntedatenschutzrechtlich heikelwer-
den.
DieMietspiegelexperten Dieter Blüm-

mel undReinerWild plädierendaher ge-
meinsam für die einfachsteVariante: In
einer zweiten Mietrechtsnovelle solle
der Bund eineVerordnung erlassen, ein
Pflichtenheft, was unter einem qualifi-
zierten Mietspiegel zu verstehen ist.
Wild: „Dann hätten wir auch bundes-
weitWaffengleichheit. Und es wäre für
die Richter nicht so einfach, mit dubio-
sen StatistikgutachtendieMietspiegel zu
entwerten.“
Statistikprofessor Krämer kann sol-

che Spitzen gelassen nehmen,wie er oh-
nehindasChaosumdenMietspiegelmit
einer distanzierten Belustigung betrach-
tet: Krämerwohnt im Eigenheim.

Investoren entdecken
Lagerhallen

C oliers International spricht
von 3,6 Milliarden Umsatz,
CBREvon3,3MilliardenEuro.

Sooder so:Eswurdenochnie soviel
indeutsche Lagerflächen investiert
wie 2014.BeideZahlenentsprechen
einem Plus an Transaktionsvolu-
menvon50Prozent–undbeide Im-
mobiliendienstleister beziffernden
Anteil ausländischer Investoren auf
rund 60 Prozent. „Begünstigtwird
diese Entwicklung insbesondere
durch den Erfolg von E-Commerce
und einem zunehmendenWettbe-
werbsdruck seitens institutioneller
Investoren,die ihre Immobilienquo-
temitdemKaufdeutscher Logistik-
objektedeutlich ausbauenwollen“,
sagt Kai F.Ould, beiCBRE für Logis-
tikinvestments in Deutschlandver-
antwortlich. Zudiesen Institutionel-
len zählt auch Union Investment.
Der Fondsverwalter kaufte im ver-
gangenenMonateinen64000Qua-
dratmeter großenKomplex inHam-
burg für 55 Millionen Euro für den

offenen Immobilienfonds Uni-Im-
mo Deutschland. PSP, ein kanadi-
scher Pensionsfonds, erwarb 2014
zusammen mit dem britischen La-
gerhausinvestor Segro zehnGebäu-
de für 300 Millionen Euro.

Auch Finanzinvestoren drehen ein
großes Rad auf demdeutschen Lo-
gistikimmobilienmarkt. Blackstone
kaufte 2014 zum Beispiel für 200
Millionen Euro Lagerhäuser von
Tengelmann. Offene Immobilien-
fonds,Versicherer, Altersvorsorge-
einrichtungen leiden unter niedri-
gen Zinsenund sinkenden Immobi-
lienrenditen. Innerhalb des
Immobiliensegments gehören La-
gerflächen zu den Anlagen, die hö-
here Mietrenditen abwerfen als
Wohnungen, Büros und Einkaufs-
zentren. Das macht sie so begehrt.
Am gestiegenen Transaktionsvolu-
men erhöhte sich der Anteil an La-
gerflächen 2014 um 1,3 Prozent-
punkte auf 8,4 Prozent. rrl

Vor allem Käufer aus dem Ausland
sorgen für einen Rekordumsatz.

Geplante
Zurückhaltung

D as Angebot an deutschen
Spezialimmobilienfonds
wächstundwächst.Ganz an-

ders sieht es auf dem internationa-
lenMarkt für Immobilienfonds aus.
Im vergangenen Jahr gab die Zahl
der vom Berater Swisslake regis-
trierten Fonds umvier Prozent auf
265 nach, und das geplante Eigen-
kapitalvolumen nahm sogar um
13,5 Prozent auf 127,8 Milliarden
Dollar ab. Allerdings nahmdie Zahl
der Fonds zu,die endplatziertwur-
den, also ihren Zieleigenkapitalbe-
trag erreichten. Dies galt für 133
Fonds und ein Volumen von rund
89MilliardenEuro.Anders alsdeut-
sche offene Immobilienfonds, die
nahezu ausschließlich zuerst Geld
einsammeln, um es anschließend
zu investieren, rufen Fonds für An-
lageprofis,wie sie Swisslake imBlick
hat, erst unmittelbar vor dem Kauf
einesObjektesGeldvon ihren Inves-
toren ab. Sie habendahernur gerin-
ge, schlechtverzinste liquideMittel.

Nach Regionen betrachtet liegen
bei den neu aufgelegten Invest-
mentvehikeln Nordamerika-Fonds
mit einem Anteil von 44,5 Prozent
weit vorn. Nach Anlagesegmenten
betrachtet machen die Fonds, die
ihre Investitionen über mehrere
Nutzungsarten hinweg verteilen,
mehr als die Hälfte aus.

Swisslakewertet die hohe Zahl von
Fondsschließungenpositiv. Diesvor
dem Hintergrund, dass aufgrund
neuer Regularien in Europa Fonds
der altenGeneration „nahezu nicht
mehrplatzierungsfähig sind“. In Eu-
ropawurdendie Bestimmungen für
sogenannte Alternative Investment-
fonds, zu denen Immobilienfonds
gehören, indenvergangenen Jahren
verschärft. Das fehlendeWachstum
trotzNiedrigzinsphasewertet Swiss-
lake als Zeichen von Realismus in
der Branche. Vor der Finanzkrise
seien jährlich bis zu 400 neue
Fonds aufgelegtworden. rrl

Weltweit sinken Zahl undVolumen
bei neu aufgelegten Immobilienfonds.

ortsüblichenVergleichsmiete zuzüglich
zehn Prozent steigen.“
Was Maas nicht schreibt: Die ortsüb-

liche Vergleichsmiete wird in Deutsch-
lands Großstädten per qualifiziertem
Mietspiegel erhoben. Wenn die Miet-
preisbremse aber vom Mietspiegel ab-
hängt, ist auch sie juristisch angreifbar.
Es ist eine offene Flanke, die die Bun-

desregierung da hat. Auf Anfrage des
Handelsblatts gesteht das Ministerium
ein, dass den qualifizierten Mietspie-
geln eine „Bedeutung“ zukomme.Und
zwar eine so große, dass es nun eine
Untersuchung geben soll, um zuverste-
hen, „aufwelcheWeise die ortsübliche
Vergleichsmiete in denMietspiegeln ab-
gebildetwird.“ Ein bisschen spät, könn-
te manmeinen. Dennwie soll dieseUn-
tersuchung schon enden? Die Gesetze
der Statistik gelten schließlich nicht nur
in Berlin-Charlottenburg.
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